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II A/1 — A 0213 — 6/57 


Bonn, den 19. September 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr.: Übersicht über die über- und außerplanmäßigen 
Haushaltsausgaben im 1. Vierteljahr des Redinungs- 
jahres 1957 

Auf Grund des § 33 Abs. 1 RHO überreidie ich die Übersidit über 
die über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben im Betrage von 
10 000 DM und darüber für das 1. Vierteljahr des Rechnungsjahres 
1957. 

Sdiäffer 


Druck: Bonner Unlversltäts-Buchdruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Goethestr. 54, Telefon 35 51 



Übersicht 

über die über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben im 
1. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1957 im Betrage von 10 000 DM 

und darüber 



Haushalts- 

An über- und 



betrag 

*) außerplan- 


Kap. 

(94 V. H.) 

mäßigen Aus- 

Begründung 

Tit. 

1957 

gabemittein sind 



zugewiesen 



DM 

DM 




Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

06 10 

4 230,— 

17 616,— 

1 Vermischte Verwaltungsausgaben 


299 


Die Mehrausgabe ist zur Entrichtung von Archi- 
tektenhonorar erforderlich. Für die Zahlung be- 
steht ein unabweisbares Bedürfnis, da die Leistung 
bereits 1953 erfolgte. Die Ausgabe im Rechnungs- 
jahr 1957 ist unvorhergesehen und unabweisbar, 
weil die Oberfinanzdirektion Frankfurt (Main) das 
Honorar erst nach Aufstellung des Haushaltsvor- 
anschlages 1957 festgesetzt hatte. 

Einsparung angeboten bei Kap. 06 10 Tit. 101. 


Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


10 02 
apL 972 


*) 77 274,27 


Rückzahlung von Ausgleichsabgaben nach § 11 der 
2. Anordnung vom 11. Oktober 1948 zur Durchfüh- 
rung der Anordnung PR 108/48 über landwirtschaft- 
liche Preise vom 5. Oktober 1948 


Durch rechtskräftiges Urteil des Bundesverwal- 
tungsgerichts vom 1. März 1956 — VC — 202.54 — 
wurde festgestellt, daß der durch das Land Bay- 
ern nach Maßgabe der 2. Anordnung zur Durch- 
führung der AO PR Nr. 108/48 vom 11. Oktober 
1948 (Amtsblatt für ELF Nr. 32/33 vom 15. Okto- 
ber 1948) an die Firma Gebr. Kraus in Pfaffing er- 
gangene Bescheid über Heranziehung zur Getreide- 
ausgloichsabgabe in Höhe von 62 036,60 DM rechts- 
widrig ist. Zur Beseitigung der Folgen aus dem 
Urteil (Erstattung des Hauptsachbetrages zuzüg- 
lich Zinsen in Höhe von 15 237,67 DM ist der Bund 
unabweisbar verpflichtet. Der Ausgang des Rechts- 
streites zwischen der Firma Kraus und dem Land 
Bayern war nicht vorhersehbar. 

Zur Deckung der außerplanmäßigen Ausgabe wird 
aus der in Abwicklung befindlichen Ausgleichs- 
kasse der gleiche Betrag bei Kap. 10 02 Tit. apl. 98 
außerplanmäßig vereinnahmt. 









Haushalts- 

An über- und 


betrag 

*) außerplan- 

Kap. 

(94 V. H.) 

mäßigen Aus- 

Tit. 

1957 

gabemitteln sind 
zugewiesen 


DM 

DM 


Begründung 


Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


1 2 02 8 230 800 — 

532 (voller Haus- 

haltsansatz) 


16 506 000 — 


Ausgleich an die Deutsche Bundesbahn zur Dek- 
kung von Verpflichtungen gegenüber der Bank 
deutscher Länder im Zusammenhang mit der ihr 
obliegenden Verzinsung von Ausgleichsforderun- 
gen 

Nach § 12 Abs. 2 des Entwurfs des Haushaltsgeset- 
zes 1957 haben die Deutsche Bundesbahn und die 
Deutsche Bundespost — wie in den Vorjahren — 
im Verhältnis 3 : 2 ein Drittel von den im Rech- 
nungsjahr 1957 fälligen Zinsen für die Ausgleichs- 
forderung zu übernehmen, die der Bank deutscher 
Länder auf Grund von § 10 der Zweiten Durch- 
führungsverordnung (Bankverordnung) zum Drit- 
ten Gesetz zur Neuordnung des Geldwesens (Um- 
stellungsgesetz) gegenüber dem Bund zusteht. 

Bei Kap. 12 02 Tit. 532 für 1957 sind die Mittel für 
Verspätungszinsen in Höhe von 8 230 783,79 DM 
veranschlagt, die die Bank deutscher Länder von 
der Deutschen Bundesbahn für die inzwischen ab- 
gedeckten Zinsrückstände für die Ausgleichsforde- 
rung erhoben hat. Der Betrag ist am 7. Mai 1957 
zur Zahlung angewiesen worden. 

Am 30. Juni 1957 wird der Anteil der Deutschen 
Bundesbahn an einer weiteren Zinsrate fällig mit 
16 506 000 DM. Da die Deutsche Bundesbahn nicht 
in der Lage ist, diesen Betrag zu zahlen, soll er 
ebenfalls aus Mitteln des Bundeshaushalts zur 
Verfügung gestellt werden. 

Nach einer Vereinbarung mit der Bank deutscher 
Länder über die zinstragende Anlegung der Gut- 
haben des Bundes in Teilen der Ausgleichsforde- 
rungen erwachsen für den Bund hinsichtlich des 
am 30. Juni 1957 zu zahlenden Betrages von 
16 506 000 DM Zinsen in gleicher Höhe. Die Zin- 
sen werden nur gezahlt, sofern die der Bank für 
ihre Ausgleichsforderung zustehenden Zinsen ter- 
mingerecht vollständig eingegangen sind. 

Durch die überplanmäßige Haushaltsausgabe bei 
Kap. 12 02 Tit. 532 entsteht keine Mehrbelastung 
des Bundeshaushalts. 
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Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungsbau — 

25 03 — *) 10 123, — Erstattung zuviel gezahlter Zinsen für Wohnungs- 

apl 340 baudarlehen wegen nachträglicher Herabsetzung 

des Zinssatzes auf Grund der Wirtschaftlichkeits- 
berechnung 

a) 

Infolge rückwirkender Herabsetzung des Zinssat- 
zes für ein der Wohnstättengesellschaft mbH Berlin- 
Charlottenburg im Jahre 1953 gewährtes Bundes- 
darlehen von 200 000 DM hat die Gesellschaft bis 
Ende 1955 8605,80 DM zuviel Zinsen bezahlt und 
bittet um Erstattung dieses Betrages. Gegenwärtig 
bestehen keine anderen Zahlungsverpflichtungen 
der Gesellschaft, die eine Aufrechnung des über- 
zahlten Betrages gestatten würden. 

b) 

Infolge rückwirkender Herabsetzung des Zinssatzes 
für ein der Stadt Soest aus dem Einzelplan 35 ge- 
währtes Darlehen in Höhe von 336 000 DM zum 
Bau von Dienstwohnungen nebst Zusatzgebäuden 
für kanadische Streitkräfte hat diese für die Zeit 
vom 15. August bis 31. Dezember 1955 1516,20 DM 
Zinsen zuviel bezahlt und beantragt Erstattung 
dieses Betrages. Der Rückerstattungsanspruch stützt 
sich auf den zwischen der Stadt und dem Bund ab- 
geschlossenen Darlehnsvertrag. 

Für die Leistung beider Ausgaben besteht somit 
ein unabweisbares Bedürfnis. Da Haushaltsmittel 
hierfür nicht zur Verfügurng stehen, ist eine apl. 
Ausgabe zur Erfüllung der rechtsverbindlichen 
Rückzahlungspflicht unvermeidbar. 

Die Ausgabe konnte bei Aufstellung des Haus- 
haltsplans für das Rechnungsjahr 1957 nicht vor- 
hergesehen werden. 

Einsparung angeboten bei Kap. 25 03 Tit. 533 und 
Tit. 830. 


Einzelplan 32 — Bundesschuld — 

32 03 — *) 25 000, — Kosten für Sachverständige 

apl. 218 sicherzustellen, daß die organisatorischen Vor- 

bereitungen derBundesschuldenverv/altung für die 
Durchführung des Allgemeinen Kriegsfolgengeset- 
zes den Regeln einer modernen rationellen Pla- 
nung entsprechen, soll ein Sachverständigengut- 
achten eingeholt werden. Hiermit soll eine Wirt- 
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schaftsprüfungsgeseilschaft beauftragt werden. Für 
die Einholung des Gutachtens liegt ein unabweis- 
bares Bedürfnis vor. Die entstehenden Ausgaben 
sind unabweisbar und waren bei Aufstellung des 
Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1957 nicht 
vorauszusehen. 

Einsparung angeboten bei Kap. 32 03 Tit. 300. 


Einzelplan 40 — Soziale Kriegsfolgeleistungen — 


Entschädigungen an ehemalige Kriegsgefangene 

In Ausführung des Beschlusses des Deutschen Bun- 
destages vom 28. Juni 1956, die Auszahlung der 
Entsdiädigungsleistungen so zu beschleunigen, daß 
alle Entschädigungen bis zum 31. Dezember 1957 
gewährt sind, werden Mitte April 1957 die letzten 
Dringlichkeitsstufen aufgerufen. 

Die im Haushalt 1957 vorgesehenen Mittel sind 
zum größten Teil bereits durch Haushaltungsvor- 
griffe in Anspruch genommen worden, wodurch 
die verbleibenden Mittel zur Auszahlung der 
Dringlichkeitsstufen 21 bis 26 nicht mehr ausrei- 
chen. 

Für die weiteren Ausgaben liegt ein unabweisba- 
res Bedürfnis vor, um den Beschluß des Bundes- 
tages termingemäß durchführen zu können. 
Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


JOJJ) 
300 ' 


318 000 000,— 
(voller Haus- 
haltsansatz) 


318 000 000,— 
(Vorgriff) 


60 02 
apl. 568 


Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


*) 12 000 000,— 


Darlehen an die Röchling’sche Eisen- und Stahl- 
werke GmbH, Völklingen 


Der Bund hat der Röchling’sche Eisen- und Stahl- 
werke GmbH ein Darlehen bis zur Höhe des DM- 
Gegenwertes von 3 000 000 000 ffrs, also bis zur 
Höhe von etwa 36 000 000 DM zugesichert, das 
4 Jahre zins- und tilgungsfrei sein und sodann in 
7 gleichen Jahresraten zurückgezahlt werden soll 
und jährlich mit 3,5 v. H. des jeweils ausstehenden 
Betrages zu verzinsen ist. Die zur Zahlung des 
Darlehens erforderlichen Haushaltsmittel wurden 
bereits im Rechnungsjahr 1956 in Höhe von 
36 000 000 DM im Wege einer außerplanmäßigen 
Ausgabe bei Kap. 60 02 Tit. apl. 568 zur Verfügung 
gestellt. Bis zum Schluß des Rechnungsjahres 1956 
wurde an die Röchling’sche Eisen- und Stahlwerke 
GmbH, Völkingen, ein Teilbetrag in Höhe des 
^ DM-Gegenwertes von 2 000 000 000 ffrs bezahlt. 
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60 04 
apl, 959 


noch Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


Die Zahlung der Darlehensrestsumme in Höhe des 
DM-Gegenwertes von 1 000 000 000 ffrs konnte im 
Rechnungsjahr 1956 nicht mehr erfolgen, da kurz 
vor der Fälligkeit von der Röchling’sche Eisen- 
und Stahlwerke GmbH, Völklingen, Umdispositio- 
nen vorgenommen wurden, die Anlaß zu Erörte- 
rungen mit den beteiligten Ressorts gegeben haben. 
Diese Erörterungen konnten erst nach Ablauf des 
Rechnungsjahres 1956 abgeschlossen werden. 

Nach der Sach- und Rechtslage ist die Leistung 
dieser Ausgabe als unabweisbar im Sinne des Ar- 
tikels 112 GG anzusehen. 

Der HaushaltsausschiÄä des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 190. Sitzung am 9. Januar 1957 von 
der außerplanmäßigen Bewilligung Kenntnis ge- 
nommen und keine Bedenken erhoben. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


*) 40 000 000,— 


Aufbaudarlehen 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages hat in seiner 237. Sitzung am 3. Juli 1957 
außerhalb der Tagesordnung von der außerplan- 
mäßigen Bewilligung Kenntnis genommen und 
keine Bedenken erhoben. 

Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 
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